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Der „Parzival“ des W.v. Eschenbach formuliert den Auftrag
des Rittertums unmissverständlich: Der Ritter solle sich
„stets erbarmen des notigen Volkes und dem Kummer
Wehr und Buß tun, dann nahet ihm Gottes Gruß“. 
Dienst an einer guten Sache, Gottesfurcht, Beharrlichkeit,
Großmut und Schutz für die Schwachen, Fair play und
Sinn für das rechte Maß – sie machten das Rittertum aus,
wenigstens in seiner idealen Gestaltung. Und dies sind
Tugenden, die allen Zeiten gut stehen. Auch unserer Zeit.

Wenn wir auf 2015 zurückblicken, war es arbeitsreich und
von Veränderung geprägt. Es war ein Jahr der Superlative.
Griechenland, Eurokrise, Freihandel, Flüchtlinge, Energie -
wende, Terror. Es herrschte scheinbar eine Politik der
Gefühle. Mit nüchterner Analyse hatte manch emotionale
Diskussion nichts zu tun. Aber, ist es wirklich schon so
weit, dass man die Welt nur noch mit dem Bauch ver -
stehen kann? Brauchen wir also mehr Vernunft? Wenn
Bauchgefühle mit „Sprache des Herzens“ gleichgesetzt
werden, ist dies nicht nur in der Vorweihnachtszeit popu-
lär. Wir sind schnell bei der Frage, welche Haltung habe
ich eigentlich. Und was ist daran so schlimm, nicht sofort
auf alles Unvorhergesehenes eine allumfassende Antwort
parat zu haben. Wichtig ist, dass wir nicht auf die herein-
fallen, die uns nun eine feste Moral vorgaukeln, mit einer
bequemen Bestätigung aller Vorurteile verknüpfen und
jede Menge Sicherheitsversprechen abgeben. Das bietet
keinen Spielraum dazuzulernen, zu erneuern oder gar die
eigene Position zu verändern. Gründliches Nachdenken
kostet Zeit. Und die nehmen wir uns oft nicht. Wenn wir
uns jedoch sehr schnell positionieren, sollten wir uns an
denen orientieren, die jeweils den größten Schutz benöti-
gen. Margot Käßmann sagte einmal: „Die Schwächsten
sind der Maßstab für die Gerechtigkeit“. Damit ist kein
Widerspruch begründet zwischen Wirtschaft und Moral.
Die Marktwirtschaft und in ihr die Gewerkschaften sorgen
für eine stetige Verbesserung der Lebensumstände und
mehr Wohlstand. Das ist eine gute Sache, an der wir
gemeinsam mit Beharrlichkeit weiterarbeiten sollen, mit
einem Großmut und Schutz für die Schwachen unter uns
verbinden sollten, faire Rahmenbedingungen aufstellen
und den Sinn für das rechte Maß nicht verlieren dürfen.
Dann bleibt unser Land stark. Und bunt.

In diesem Sinne wünsche ich euch und euren Familien
Frohe Weihnachten, mit einem zuviel an Zeit – zum Leben,
Lachen und Nachdenken, besinnliche Tage und einen
guten Start ins neue Jahr 2016! W
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ander angeglichen werden. Ein Beispiel dafür ist der Einsatz von
gentechnisch veränderten Pflanzen im Agrarbereich. In den USA
gilt, dass ein gentechnisch verändertes Produkt erst dann verboten
werden darf, wenn wissenschaftliche Beweise für eine Schädigung
des menschlichen Organismus vorliegen. Die europäische Praxis,
nur dann eine Zulassung auszustellen, wenn zuerst die Un schäd -
lichkeit bewiesen ist, ist das genaue Gegenteil dieser Position. Wen
wundert’s, warum Konzerne die amerikanische Vorgehensweise
be vorzugen?

Dieses Prozedere gilt genauso auch für Verfahrensweisen zur
Rohstoffgewinnung (Stichwort Fracking, also die Förderung von
Erdöl mit Hilfe von grundwasser- und umweltgefährdenden Sub -
stanzen), für Abgasvorschriften für Autos oder Industrieanlagen
wie auch für den Schutz am Arbeitsplatz von der Friseurin bis zur
Chemiearbeiterin.

Also müssten auch die arbeitsrechtlichen Bestimmungen „har-
monisiert“ werden, denn auch sie sind ja ein „Hemmnis“ im freien
Welthandel.

Regierungspolitiker meinen, dass eine Harmonisierung solcher
Vorschriften ja nicht immer zum Abbau von Rechten führen
müsse; schließlich wären ja beide Parteien dazu verpflichtet, auf
eine Angleichung der Vorschriften hinzuwirken. Doch glaubt im
Ernst jemand, dass es in den USA möglich werden würde, Sozial -
standards nach europäischem Vorbild durchzusetzen, wo es doch
in Europa schon schwierig genug ist, diese Standards überhaupt
noch gegen die Interessen der Wirtschaft zu verteidigen?

So ist TTIP in seiner gegenwärtigen Entwicklung nichts anderes
als eine große Gefahr: Eine Gefahr für alles, was Arbeitneh -
mer/innen, Umweltschützer/innen und Demokrat/innen in den ver-
gangenen Jahrzehnten an Verbesserungen erreicht haben. Sozial -
standards sind im Zweifelsfall „unzulässige Handels hemmnisse“,
die – unter Umgehung der nationalen Rechtsnormen durch so ge -
nannte „Schiedsgerichte“ – beseitigt werden können. Was dabei
auf der Strecke bleibt, sind aber nicht nur die Gesetze und Ver -
ordnungen eines Landes. Dabei bleiben zwangsläufig die Souverä -
nität der nationalen und europäischen Parlamente und die demo-
kratische Grundordnung Europas auf der Strecke.

Diese Gefahr ist näher als vermutet. Denn das bereits weitge-
hend ausverhandelte Abkommen mit Kanada (CETA) eröffnet
auch amerikanischen Konzernen das Unterlaufen europäischer
Regelungen – auch ohne ein Inkrafttreten von TTIP. Dafür reicht
bereits die Eröffnung einer Filiale in Kanada. W

Handelshemmnis
Sozialstandard

VON BERND LOHRUM

Es war eine beeindruckende Demonstration. Rund 250.000 Teil -
nehmer/innen kamen am 10. Oktober nach Berlin. Damit zeig-

te die Initiative „Stopp TTIP und CETA“, ein Bündnis aus deutschen
und europäischen Gewerkschaften, Verbraucher- und Um welt -
schutz organisationen der deutschen und europäischen Politik in
Sachen Freihandelsabkommen klare Grenzen auf . Dabei wurde in
vielen Beiträgen vor allem eines immer wieder betont: Es muss
Schluss sein mit geheimen Verhandlungen, deren Zwi schenstände
nicht einmal von den gewählten Vertreter/innen der europäischen
Parlamente eingesehen werden können.

Denn so lange alle Verhandlungen in Geheimhaltung stattfin-
den, so lange darf vermutet werden, dass die Verhandlungs ergeb -
nis se kaum auf große Zustimmung bei der Mehrheit der Bevöl -
kerung Europas stoßen werden.

Erklärtes Ziel von TTIP und CETA ist der Abbau von „Handels -
hemmnissen“. Vordergründig sind das Zölle, die dazu dienen,
einen Markt vor der ungeregelten Einfuhr eines Produkts aus
einem anderen Wirtschaftsraum zu schützen. Das ist regelmäßig
dann der Fall, wenn ein Land subventionierte Waren ausführt.
Zölle dienen hier dem Schutz der einheimischen Wirtschaft vor
unlauterer Konkurrenz und damit auch dem Erhalt von Wirt -
schaftszweigen und deren Arbeitsplätzen.

Stattdessen sollen Vorschriften und Gesetze zwischen den Ver -
tragspartnern EU und USA bzw. Kanada „harmonisiert“ werden.
Das bedeutet, dass nationale Vorschriften der Handelspartner ein-

 
 

 
 

 
 

 
 

 

Was bedeuten die Freihandelsabkommen TTIP und CETA für Europa? 
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Der ver.di-Bundeskongress befasste sich mit
insgesamt 50 Anträgen zum Thema „Inter -

nationale Handelsabkommen“. Der Antrag H001,
„Globalisierung sozial und demokratisch gestal-
ten“, wurde als umfassendster Antrag an genom -
men und an den Bundesvorstand weitergeleitet.

Aus der Zusammenfassung des Antrags:
Handelsabkommen müssen unter umfassender
demokratischer Beteiligung der Parlamente und
der Zivilgesellschaft offen und transparent ver-
handelt werden, das schließt auch die umgehen-
de Veröffentlichung aller Verhandlungsmandate
und -texte ein.

Die ILO-Kernarbeitsnormen müssen von allen
Vertragspartnern vollständig ratifiziert werden.
Die Vertragspartner müssen ein Zeitfenster ver-
einbaren, innerhalb dessen die Ratifizierung, Um -
setzung und Überwachung dieser internationalen
Mindeststandards geregelt wird. Verstöße gegen
die Kernarbeitsnormen müssen künftig zu Sank -
tionen führen. Die Bundesregierung wird auf   -
 gefordert, innerhalb der EU eine an Men schen -
rechten und an ILO-Arbeits- und Sozialstandards
orientierte Handelspolitik zu forcieren und sich für
die dafür notwendige Transparenz in der Liefer-
und Handelskette einzusetzen.

Öffentliche Dienstleistungen sind aus Handels -
abkommen auszuklammern. Das in der EU gel-
tende Subsidiaritätsprinzip, wonach Kommunen,
Länder und Mitgliedsstaaten ihre Daseinsvorsorge
weitgehend selbst gestalten, muss strikt beachtet
werden.

Handelsabkommen müssen bei Regelungen
zur öffentlichen Beschaffung und Auftrags ver -
gabe Verpflichtungen zur Einhaltung von Tarif -
verträgen sowie von sozialen und ökologischen
Kriterien wirksam unterstützen. Die Möglichkeit
einer verbindlichen Integration sozial-ökologi-
scher Beschaffungskriterien in der öffentlichen
Vergabe ist sicherzustellen.

•   Anwendungs- und Regelungsbereiche der
Han delsabkommen müssen konkret benannt
werden. Nur explizit im Abkommen aufge-
zählte Bereiche dürfen Gegenstand von
Liberalisierung werden. Deswegen müssen die
Negativlisten durch Positivlisten ersetzt wer-
den.

Globalisierung sozial
Was der ver.di-Bundeskongress zum Thema Handelsabkommen beschloss

•   Handelsabkommen dürfen Gesundheits- und
Verbraucherschutz, sowie Sozial- und Um -
welt  stan dards nicht gefährden. Der Schutz
von persönlichen Daten und der Schutz von
Urheber rech ten muss gewährleistet werden.

•   Investoren/Staat-Streitschlichtungs mecha nis -
men sichern einseitig die Privilegien für Inves -
toren. Sie schützen ihre Profite und bewahren
sie vor den Kosten von notwendigen sozialen
und ökologischen Veränderungen in den Ver -
trags staa ten. Deshalb lehnt ver.di Investo ren/
Staat-Streit schlichtungsverfahren ab.

•   Handelsabkommen dürfen die Fähigkeit von
Parlamenten und Regierungen, Gesetze und
Regeln zum Schutz und im Sinne der Bürge -
rinnen und Bürger zu erlassen, nicht beein-
trächtigen. Deswegen dürfen keine nicht
demo kratisch legitimierten „Regulierungs -
räte“ eingerichtet werden.

Handelsabkommen dürfen keine grenzüber -
schrei  tende Entsendung von Arbeitskräften re -
geln. Sie dürfen auf keinen Fall dazu führen, dass
nationale Arbeitsstandards durch die grenzüber-
schreitende Entsendung von Arbeitskräften ge -
fährdet oder unterlaufen werden.

Handelsabkommen müssen Revisionsklauseln
enthalten, die eine Korrektur von unerwünschten
Fehlentwicklungen ermöglichen.

Ohne die Erfüllung dieser Mindestanforde -
rungen sind die aktuell verhandelten Handels -
abkommen aus gewerkschaftlicher Sicht nicht zu -
stimmungsfähig. Daher fordert ver.di, die Ver -
hand lungen in der jetzigen Form und auf der jet-
zigen Grundlage abzubrechen. Der bereits vorlie-
gende Vertragstext des CETA-Abkommens erfüllt
die Mindestanforderungen ver.dis nicht. Des -
wegen lehnt ver.di CETA ab. ver.di unterstützt die
Europäische Bürgerinitiative Stopp TTiP und CETA
und wird gemeinsam mit seinen zivilgesellschaft-
lichen Bündnispartnern die internationalen Han -
delsabkommen weiterhin zum Gegenstand ge -
sell schaftlicher Auseinandersetzungen machen.
ver.di setzt sich in Gremien und gegenüber Poli -
tikerinnen/Politikern und Parlamentarierinnen/
Parla  mentariern der EU, des Bundes und der Län -
der für die Umsetzung der Mindestanfor de run -
gen ein. W

Bernd Lohrum

SCHWERPUNKT:  MARKTL IBERAL IS IERUNG
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„Wir wollen 
fairen Handel“

die besonderen: Was ist so fatal an TTIP, CETA und TISA?

Dierk Hirschel: ver.di will die Globalisierung sozial gestalten.
Wir wollen einen fairen und gerechten Handel. TTIP, CETA und
TISA bedrohen aber Demokratie, Arbeit, Soziales und Umwelt.
Wir haben etwa ein großes Problem mit privaten Schiedsgerich -
ten, die für Privatinvestoren eine Paralleljustiz schaffen sollen.

Gibt es da ein Beispiel?

Derzeit klagt das französische Versorgungsunternehmen Veolia
gegen den ägyptischen Staat, weil dieser den Mindestlohn
erhöht hat. Veolia organisiert in Alexandria die Müllversorgung.
Die höheren Arbeitskosten lassen die erwarteten Gewinne
schrumpfen. Da geht es um Schadensersatz in Höhe von 82
Millionen US-Dollar. Das ist aus unserer Sicht ein Angriff auf 
eine demokratische Entscheidung der ägyptischen Regierung.

Welche Probleme sind noch zu erwarten?

Diese Freihandelsabkommen bedrohen die öffentliche Daseins -
vorsorge. TTIP, CETA und TISA arbeiten mit so genannten
Negativlisten. Alles was nicht auf dieser Liste steht, kann kom-
merzialisiert werden. Folglich müssen für schützenswerte öffent -
liche Güter rechtssichere Ausnahmen formuliert werden. Ob das
gelingt, ist völlig offen. Wir befürchten, dass künftig US-ameri-
kanische Gesundheits- und Bildungsanbieter gegen die staatliche
Förderung öffentlicher Krankenhäuser oder Volkshochschulen
klagen. Denn aus Sicht privater Investoren wird dadurch der
Wettbewerb verzerrt. Auch die Buchpreisbindung könnte atta-
ckiert werden. So würden öffentliche Dienstleistungen unter
 verstärkten Liberalisierungs- und Privatisierungsdruck geraten.

Inwiefern sind wir als Kunden und Arbeitnehmer/innen ganz
unmittelbar betroffen?

Wir befürchten einen Angriff auf Arbeitnehmerrechte sowie eine
Absenkung von Umwelt-, Gesundheits- und Verbraucher schutz -
standards. In den USA endet die Demokratie häufig am Werks -
tor. Die Vereinigungs- und Kollektivverhandlungsfreiheit ist ein-
geschränkt. Gewerkschaftsarbeit wird behindert. Washington
hat nur zwei von acht ILO-Kernarbeitsnormen ratifiziert. Ohne
verbindliche Absprachen zu Arbeitsstandards können aber
Firmen Löhne drücken und gewerkschaftlichen Einfluss zurück-
drängen. Beim Verbraucher- und Umweltschutz herrscht in

Europa das Vorsorgeprinzip. Verfahren und Produkte gelten so
lange als unsicher, bis das Gegenteil bewiesen ist. In den USA
werden Waren so lange zugelassen, bis feststeht, dass sie schäd-
lich sind. Ohne Angleichung auf das jeweils höchste Niveau 
sind gute ökologische und soziale Standards gefährdet..

Das klingt nach einer Umverteilung von unten nach oben, vom
Kunden und Arbeitnehmer zum Global Player. Was können wir
Arbeitnehmer/innen, was kann ver.di dagegen tun?

Wirtschaftlich nützt TTIP, CETA und TISA in erster Linie den
 großen, internationalen Unternehmen. Sie sind die Profiteure der
handelspolitischen Globalisierung. Auf wachsenden Märkten
können die Multis ihre Größenvorteile voll ausspielen und ihre
Stückkosten bei steigendem Absatz senken. Um zu verhindern,
dass diese Gewinne auf dem Rücken der Arbeitnehmer/innen,
der Verbraucher/innen und der Umwelt gemacht werden,
 müssen sich die Betroffenen einmischen. Das ist erfolgreich
gelungen. Gewerk schaften, Umwelt- und Verbraucherverbände
haben es ge schafft, die Gefahren und Risiken eines sozial und
ökologisch unverantwortlichen Freihandels zum öffentlichen
Thema zu machen. Die Proteste zeigen bereits Wirkung. Die EU-
Handels kommissarin Malmström hat kürzlich einen internatio -
nalen Investitionsgerichtshof als Alternative zu privaten Schieds -
gerich ten vorgeschlagen. Das reicht uns aber nicht aus. Wir wol-
len überhaupt keine Sonderrechte für Konzerne. Darüber hinaus
wollen wir, dass die USA und Kanada alle acht ILO-Kernarbeits -
normen ratifizieren. Wir fordern, dass über die öffentliche
Daseinsvorsorge nicht verhandelt wird.Und eine Angleichung
von Umwelt- und Verbrauchschutz standards darf es nur auf
höchstem Niveau geben. 

Steht ver.di mit ihrer Kritik gegen diese Abkommen allein da? 

Um diesen Forderungen Nachdruck zu verleihen, hat sich in -
zwischen ein großes gesellschaftliches Bündnis aus 170 Organi -
sationen zusammengefunden. Darüber hinaus tragen wir unser
Anliegen in die Betriebe, Verwaltungen, Parteien und zuständi-
gen Ministerien. Wir sind Teil einer großen sozialen Bewegung.
Am 10. Oktober sind in Berlin 250.000 Menschen für einen
gerechten Welt handel auf die Straße gegangen. Das gab es
noch nie. Auch auf Arbeitgeberseite gibt es viele Kleinbauern,
Hand werksbetriebe und Dienstleister, die unsere Befürchtungen
teilen. Gemeinsam werden wir so lange Druck machen, bis wir
unsere Ziele erreicht haben. W Fragen: Uta von Schrenk
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Derzeit verhandelt die Europäische Union mit 
den USA und Kanada höchst umstrittene Wirtschafts -

abkommen. Ein Gespräch dazu mit Dierk Hirschel, 
bei ver.di zuständig für Wirtschafts politik.
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Ute Kittel – die neue Bundesfachbereichs-

leiterin für die Fachbereiche Bildung

Wissenschaft und Forschung und Besondere

 Dienst leis tungen.

Klare Ziele,
gute Pläne 

PORTRÄT

VON ANNEMARIE DINSE

Auf dem Bundeskongress wurde Ute Kittel mit dem über-
wältigenden Ergebnis von 95,9 Prozent der Dele gierten

als Bundesvorstandsmitglied und Bundesfach bereichs leiterin
für die Fachbereiche Bildung Wissenschaft und Forschung
(FB 5) und Besondere Dienstleistungen (FB 13) ge wählt. Herz -
lichen Glück wunsch! Dieses Ergebnis ist eine Be stätigung der
bisherigen Ar beit, aber auch eine Heraus for de rung für die
neue Aufgabe. 

Ute Kittel wurde 1970 in Lahr in Baden-Württemberg ge -
boren. Sie lebt in eingetragener Lebenspartnerschaft und hat
drei Kinder. Die Schul- und Ausbildungszeit verbrachte sie im
Saarland, wo sie „gewerkschaftlich sozialisiert“ wurde. Schon
während der Ausbildung zur Vermessungstechnikerin im Was -
ser- und Schiff fahrtsamt wurde sie Mitglied in der Gewerk -
schaft und übernahm Verantwortung u.a. als JAV-Vorsitzende,
Vertrauensfrau und im Bezirksjugendausschuss. Ute Kittel zieht
einen Vergleich zwischen der Tätigkeit als Vermessungs -
technikerin im „Wasserbau“ und als Gewerkschafterin: „Es ist
wichtig, klare Ziele und gute Pläne zu haben, wenn man gegen
Naturgewalten kämpft. Manche Aus einandersetzungen als
Ge werkschafterin fühlen sich genauso an“. Die Vielfalt unseres
Landes lernte sie in verschiedenen Bun des ländern kennen und
sammelte in verschiedenen Positio nen als hauptamtliche
Gewerkschafterin seit 1993 vielfältige Erfah run gen. 

Im Sommer 2009 wurde Ute Fachgruppenleiterin von
Touristik, Freizeit, Wohlbefinden (TFW). In kurzer Zeit recher-
chierte sie die Zusammenhänge der einzelnen Branchen in die-
ser bunten Fachgruppe. Konzernstrukturen und handelnde
Personen zu kennen, waren für sie unabdingbar. Auf Be -
triebsversammlungen und Betriebsrätekonferenzen z.B. in der
Reisebranche tritt Ute Kittel kompetent auf und gewinnt
schnell das Vertrauen der Be schäftigten. Gerechte und men-
schenwürdige Behandlung, re spekt  voller Umgang miteinan-
der sind unerlässliche Gepflogen heiten für sie. Dies vermisst sie
bei vielen Arbeitgebern und bringt dies klar zum Ausdruck.
Ungerechtigkeit geht gar nicht. Auch die „Stellvertreterrolle“
der Mitglieder in Betriebsratsgremien und Tarif kommissionen
wird von ihr thematisiert. Nur wenn Be schäftigte zu ihrer
Meinung stehen und für ihre Rechte selbst bereit sind zu
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kämpfen, können entsprechende positive Ver änderungen und
Erfolge erzielt werden.

Es ist unter anderem gelungen, einen Mindestlohn für das
Friseur handwerk zu vereinbaren, mit dem es geschafft wurde,
dass innerhalb von zwei Jahren eine Angleichung von Ost und
West auf 8,50 Euro erfolgt ist. Damit waren die Vier-Euro-
Löhne endgültig beendet.

Beim Marktführer der Geschäftsreiseanbieter wurde ein
Aus  bil dungstarifvertrag abgeschlossen, in dem die Auszu bil -
den den eine unbefristete Übernahmegarantie in Vollzeit ha -
ben.

Dies sind Beispiele, welche nur durch dauerhaften Einsatz
und mit Unterstützung der Beschäftigten gelangen. Der positi-
ve Mit gliederzuwachs ist ein Beleg dafür.

2014 erfolgte der Wechsel in die Funktion der Leiterin des
Bereichs Gewerkschaftliche Bildung und Bildungszentren.
Auch hier bestätigte sich ihre Kompetenz und Vielseitigkeit in
kürzester Zeit.

Der nächste Wechsel in der Organisation erfolgte zum Juni
2015, nachdem Petra Gerstenkorn ihre Ämter als Bundes fach -
bereichsleiterin für die Fachbereiche 5 und 13 und Mitglied des
Bundesvorstandes niedergelegte. Nach reiflicher Überlegung
bewarb Ute sich für diese neue Aufgabe und erhielt die erfor-
derliche Unterstützung durch die Wahlen in den entsprechen-
den Gremien. Ihr Ziel für die neue Aufgabe ist es, die Lebens-
und Arbeitsbedingungen unserer Mitglieder zu verbessern,
diese zu friedenzustellen und zu halten und letztendlich ge -
meinsam neue Mitglieder zu gewinnen. W
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zung brauchen – und ein Konzept für eine Berufs -
schultour sowie branchenspezifisches An sprache -
material entwickeln.

Zum Schluss des Treffens hat der Arbeitskreis
Grundlegendes für die Zusammenarbeit und die
Arbeitsthemen für das nächste Treffen bespro-
chen. Dieses wird im Januar 2016 in Hannover, in
den ver.di-Höfen, stattfinden. Rundum war dies
ein gelungener Start für eine gemeinsame ehren-
amtliche Jugendarbeit der beiden Fachbereiche. 

Falls auch Du noch junge Menschen bis etwa
35 Jahre kennst, kannst Du sie gerne auf den
Arbeitskreis ansprechen. Wir freuen uns über Mit -
streiter/innen und vor allem über Sympathi sant/ -
innen, die uns vor Ort bei geplanten Aktionen und
Einsätzen in der Zukunft unterstützen können. W

Bei Fragen kann man sich an Marvin 
per Mail marvin.reschinsky@verdi.de oder
Telefon 030.6956-2837 wenden. 

VON ANTON MÜLLER

Am 12. und 13. September traf sich der neu
gegründete Arbeitskreis Jugend der beiden

kooperierenden Fachbereiche 5 und 13 in der
ver.di-Bundesverwaltung zum ersten gemeinsa-
men Arbeiten. In einem kleinen Kreis von sieben
Ehrenamtlichen aus der gesamten Bundes repu -
blik und dem Jugendsekretär Marvin Reschinsky
wurde eine Arbeitsplanung des Arbeitskreises
Jugend für das kommende Jahr 2016 erarbeitet.
Angefangen haben wir mit einer Vorstellungs -
runde und haben uns dann mit Problemen wie
fehlenden Jugendstrukturen innerhalb der Fach -
bereiche, aber auch mit Ideen, wie dies verbessert
werden kann, beschäftigt.

Um Marvin bestens zu unterstützen, stellte er
uns seine Arbeitsplanung für das kommende Jahr
2016 vor. Damit ging es dann in eine Arbeits -
gruppenphase. Zum einen werden wir eine Azubi-
Tarifkampagne für die Friseur/innen 2017 vorberei-
ten – bei der wir von der Jugend Eure Unter stüt -

M E L D U N G E N

W   TÜV SÜD
EUGH-Urteil zu Reisezeit

Im Manteltarifvertrag TÜV
SÜD ist derzeit geregelt, dass
Reisezeiten innerhalb der betrieb-
lichen Arbeitszeit als Arbeitszeit
vergütet werden, abzüglich einer
pauschalen Wegezeit von jeweils
0,5 Stunden, wenn die Reise
direkt von der Wohnung angetre-
ten bzw. beendet wurde.

Diese Regelung gilt zwar
nach wie vor, allerdings mit einer
Ausnahme: Bei Beschäftigten, die
keinen gewöhnlichen oder festen
Arbeitsort haben, beginnt die
Arbeitszeit mit Beginn der Reise -
tätigkeit. Ebenso endet die
Arbeitszeit mit Rückkehr an den
Wohnort. Der europäische Ge -
richts hof hat nun entschieden,
dass in solchen Fällen die Reise -
zeit als Arbeitszeit zu werten ist.
Das bedeutet, dass dann ein pau-
schaler Abzug von jeweils 0,5
Stunden pro Hin- bzw. Rückfahrt
rechtlich nicht mehr zulässig ist.

W   BAYERISCHES
FRISEURHANDWERK
Mehr Geld ab Mai 2016

Anfang Oktober fanden die
Tarifver hand lun gen für ca. 27.000
Beschäftigte im baye rischen
Friseurhandwerk statt. Der Tarif -
ab schluss kann sich sehen lassen.
Insgesamt zwischen 4,6 Prozent
und 6 Prozent Lohnerhöhung für
24 Monate, ab Mai 2016.

Ab Mai 2016 steigen die
Löhne der Lohn gruppen I und II
um 2,3 Prozent, die Lohn grup pe
III um 2,5 Prozent sowie die Eck -
lohngruppe und die Lohngruppen
IV bis VI um 3 Prozent. Die glei-
chen Erhöhungen gibt es auch
noch einmal ab Mai 2017. Die
Lohngruppe Ia wird ab Mai 2016
gestrichen. Die Lohn gruppe Ib 
in I umbenannt. 

Der Tarifvertrag hat eine
Laufzeit bis April 2018. Es wurde
auch vereinbart, gemeinsam die
Allgemeinverbindlichkeit des neu -
en Lohntarif ver trages zu bean -
tragen. 

Der neu gegründete Arbeitskreis Jugend für die Fachbereiche 5 und 13 

hat seine Arbeit aufgenommen

Jung, Jugend,
ver.di 

JUGEND
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S O N N T A G S A R B E I T

W   NEIN zu mehr Sonntags -
 arbeit – Unter schriften -
aktion läuft

Wir setzten die bundesweite
Unterschriftenaktion unter den
Beschäftigten in Callcentern fort.
In den vergangenen Wochen
 wurden an Informationsständen
vor Callcentern, auf regionalen
Veranstaltungen und im Rahmen
von Betriebsversammlungen die
Beschäftigten über unser An -
liegen informiert.

Erfreuliches geschah beim
ver.di-Bundeskongress in Leipzig:
Eine große Mehrheit der Dele -
gierten unterstützt unsere Forde -
rung. Ehrenamtliche Delegierte
aus Callcentern standen an
einem Infotisch für Informationen
zur Verfügung, insgesamt 759
solidarische Unterschriften wur-
den gesammelt, an der Spitze 
die unseres Vorsitzenden Frank
Bsirske und die der Gewerk -
schafts rats-Vorsitzenden Monika
Brandl.

Die Interessenverbände der
Callcenter-Branche drohen damit,
Arbeitsplätze ins Ausland verla-
gern zu müssen, sollte das Gros
der werktäglichen Anfragen
sonntags nicht mehr bearbeitet
werden können. Das ist ein
Scheinargument. Wir sagen, wirt-
schaftliche Interessen haben an
Sonn- und Feiertagen hinter den
Bedürfnissen der Beschäftigten
zurückzutreten. Der arbeitsfreie
Sonntag ist eine soziale Errun -
gen schaft und als Tag der Ruhe
und Erholung unverzichtbar.

Wir gehen davon aus, dass
dies auch ein zentrales Thema auf
der Call Center World vom 23. bis
25. Februar 2016 in Berlin sein
wird. ver.di ist erneut mit einem
Stand auf der Messe vertreten
und wird die Position der Be -
schäf tigten in der Branche deut-
lich zu Gehör bringen. 

Eine erste Auswertung der
Anzahl der Unterschriften wurde
nach Redaktionsschluss vorge-
nommen, mehr unter http://
besondere-dienste.verdi.de/
branchen/callcenter W

Ulrich Beiderwieden

Einher ging die Verlagerung von Arbeits plät -
zen aus der Telekommunikation hin in Callcenter
mit massiven Veränderungen für die Beschäf tig -
ten: Aus in der Regel gesicherter unbefristeter
Vollzeit-Beschäftigung mit tariflich geregelten Ent -
lohnungsbedingungen wurden vielfach unsichere
Beschäftigung mit Teilzeitarbeit und Be fristungen,
mit niedrigen Löhnen, mit Zeit- und Leiharbeit
sowie hohen Fluktuationsraten und steigenden
Krankenquoten.

Was sagt ver.di dazu

Wir von ver.di konnten diese Entwicklungen nur
bestätigen und darauf verweisen, dass immerhin
den niedrigen Löhnen seit dem 1. Januar 2015
eine Untergrenze durch den gesetzlichen Min -
destlohn von 8,50 Euro gesetzt wurde. Unsere
For derung nach einem Branchen tarifvertrag war
bisher nicht durchsetzbar, da ein Arbeit geber  ver -
band als Verhandlungspartner bisher fehlt.

Erschreckend für die ver.di-Delegation aus
Ver  treter/innen des Fachbereichs Telekommuni -
kation und unseres Fachbereiches war, dass aus
Deutsch land weder Regierungsvertreter/innen
noch Vertreter/innen von Interessenverbänden
der Branchen oder einzelner Unternehmen oder
Konzerne auf dieser Tagung anwesend waren.
Das wird der Bedeutung der Callcenter-Branche
und den vielen tausend Beschäftigten in dieser
Branche nicht gerecht! W

VON ULRICH BEIDERWIEDEN

Ende Oktober fand in Genf am Sitz der Inter -
nationalen Arbeitsorganisationen (IAO) ein

globales Dialogforum zu der Situation in der Tele -
kommunikation und der Callcenter-Branche statt.
Zu diesem dreigliedrigen Forum waren je weils
nationale Arbeitgebervertreter/innen, Arbeit  neh -
mer vertreter/innen sowie Vertreter/innen der Re -
gierungen eingeladen worden. 

Dabei ging es um die Bestandsaufnahme der
weltweiten Entwicklung in den vergangenen 15
Jahren und die Diskussion darüber, welche He -
raus forderungen sich für die Zukunft in diesen
Branchen ergeben. Aufgrund eines im Vorfeld
er stellten Hintergrundberichtes der IAO ist festzu-
stellen, dass in den vergangenen Jahren eine Re -
duzierung der Arbeitsplätze im Bereich der Tele -
kommunikation stattfand, während in den Call -
centern ein rasanter Anstieg von Arbeits plät zen
weltweit zu verzeichnen ist. 

Auswirkungen der Entwicklung in
Callcentern

Die jüngsten Zahlen der IAO zur Beschäf tigung in
Callcentern sagen aus: In den USA gibt es über 4
Millionen Beschäftigte, in Groß britannien über 1
Million, auf den Philippinen und in Mexiko knapp
600.000, in Indien weit über 500.000 und in
Deutschland rund 520.000 Beschäftigte.

Mehr prekäre
Arbeitsplätze 
Die Situation in Callcentern und der Telekommunikation war das Thema

einer Tagung der Internationalen Arbeitsorganisationen in Genf

CALLCENTER
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dem RTV wurde auch konkret nachgefragt: Für
59,9 Prozent haben mehr Urlaubstage große Be -
deutung, für 74,6 Prozent eine Neuregelung der
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, für 71,3 Pro -
zent eine Veränderung der sogenannten 51-
Prozent-Regelung sowie für 54,4 Prozent eine
Verbesserung bei der leistungsorientierten Ver gü -
tung.

Wie geht’s weiter?

Erfreulich ist, dass über fünfhundert Beschäftigte
an der Umfrage teilnahmen. Bemerkenswert ist,
dass über 60 Prozent der Teilnehmer/innen bisher
unorganisierte Kolleginnen und Kollegen sind.
Be achtenswert ist, dass uns jetzt schon 75 Pro -
zent mit auf den Weg geben, dass sie bereit sind,
sich an Aktionen zur Durchsetzung von Ta rif for -
derungen zu beteiligen.

Die Tarifkommission traf sich zur Bewertung
der Umfrage, zur Entscheidung über die Kündi -
gung von Tarifverträgen und die Beschluss fassung
über konkrete Forderungen nach Redaktions -
schluss. Aktuelle Informationen deshalb auf
http://besondere-dienste.verdi.de/branchen/
callcenter W

VON ULRICH BEIDERWIEDEN

Nachdem sich im September die neugewählte
Tarifkommission für den Haustarifvertrag bei

walter services das erste Mal getroffen hat, wur-
den gleich die ersten Aktivitäten zur Vorbereitung
der nächsten Tarifrunde entwickelt. Im Oktober
wurde eine bundesweite Tarifumfrage an den
 sieben Standorten durchgeführt. Mitglieder der
Tarif kommission, Betriebsräte und Vertrauens -
leute verteilten die Umfrage vorm Standort oder
am Arbeitsplatz und sammelten diese anschlie-
ßend auch wieder ein. Neben einer örtlichen Aus -
wertung wurde als Beratungsgrundlage für die
Tarifkommission eine bundesweite Aus wer tung
er stellt. 

Die wichtigsten Ergebnisse:

Für 81,3 Prozent hat eine Entgelterhöhung große
Bedeutung, eine Mehrheit von 57 Prozent plä-
diert für einen Festbetrag, 43 Prozent sprachen
sich für eine prozentuale Erhöhung aus.

Über den Rahmentarifvertrag (RTV) soll auch
verhandelt werden, dafür sprachen sich immerhin
60,2 Prozent aus. Zu einzelnen Leistungen aus

T A R I F A B S C H L Ü S S E

W   GEMA
• Erhöhung der tariflichen Ent -

gelte ab 1.10.2015 um 3,0
Prozent und ab 1.7.2016 um
weitere 2,5 Prozent für die
Neubeschäftigten

• Erhöhung der tariflichen Ent -
gelte ab 1.10.2015 um 2,5 Pro -
zent und ab 1.7.2016 um
 weitere 2,0 Prozent für die Alt -
beschäftigten sowie einen jähr-
lich variablen Anteil von jeweils
0,5 Prozent

• Die Ausbildungsvergütungen
werden um einheitlich 60 Euro
zum 1.10.2015 erhöht

• Im Tarifvertrag über eine Betei -
ligung der Beschäftigten an
Sondererträgen erhöht sich die
Beteiligung auf 10 Prozent und
die Kappungsgrenze wird auf
500.000 Euro angehoben

• Alle Tarifverträge werden wie-
der in Kraft gesetzt und haben
eine Laufzeit bis zum 30. Juni
2017. 

W   DGB RECHTS-
SCHUTZ GMBH

Erstmals wurde hier ein Aus -
bildungstarifvertrag abgeschlos-
sen, in dem auch die Ausbil dungs -
vergütung festgelegt wurde.
Diese beträgt im 1. Ausbil dungs -
jahr 723 Euro, im 2. Ausbil dungs -
jahr 788 Euro und im 3. Aus bil -
dungs jahr 871 Euro. 

Weitere wichtige Regelungen
im Tarifvertrag sind:
• Übernahme nach der Aus -

bildung von 12 Monaten
• Gewährung einer Abschluss -

prämie bei Bestehen der Aus -
bildung in Höhe von 200 Euro

• Bezahlte Freistellung vor
 Prü fun gen, 1 Tag vor der Zwi -
schen  prüfung, 3 Tage vor der
schriftlichen Abschluss prüfung,
2 Tage vor der mündlichen Ab -
schlussprüfung

• Übernahme aller Kosten für
außerbetriebliche Ausbildung.

• Dieser Tarifvertrag trat am
1.8.2015 in Kraft und hat eine
Laufzeit bis 31.12.2018. W

Ulrich Beiderwieden

Orientierung und Einbindung der Beschäftigten durch eine 

Tarifumfrage bei walter services

Tarifrunde steht
vor der Tür

Hohe Aktionsbereitschaft auch 
bei Nichtorganisierten

CALLCENTER
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M E L D U N G

W   REISEBRANCHE
Gesagt ist gesagt

FCM-Chef Mark Tantz wies
darauf hin, dass die Geschäfts -
reisebüros auf neue Technologien
vorbereitet seien. Zum anderen
wachse das Geschäft seiner Kette
auch im klassischen Bereich der-
zeit sehr gut. Standort-Schließun -
gen kämen nicht infrage, im
Gegenteil wünschten die Firmen -
kunden nach wie vor eine räum -
liche Nähe des Reisebüros.

http://biztravel.fvw.de/travel-
manager-delegieren-statt-sel-
bermachen/393/147752/4070

dert die DRV-T das Erbringen eines individuellen
Mindestumsatzes. Wer beispielsweise in der gängi-
gen Beschäftigungsgruppe D/5 nicht mindestens
730.000 Euro Jahresumsatz macht, soll leer ausge-
hen. Mit solchen Vorgaben wäre dem Konkurrenz -
kampf untereinander in den Reisebüros Tür und
Tor geöffnet. Auf der Strecke blieben das Betriebs -
klima und letztlich auch die Kunden.

Ein weiteres Streitthema ist die Sparte Ge -
schäfts reisen. Diese will ver.di aus der variablen
Ver gütung herausnehmen, weil die Kolleginnen
und Kollegen im Business Travel die Umsätze nur
sehr bedingt beeinflussen können. Selbstredend ist
die DRV-T nicht dieser Meinung. Interessant ist in
diesem Zusammenhang, dass ein Mitglieds unter -
nehmen der DRV-T aus der Sparte Geschäftsreisen,
nämlich HRG, die Gehälter eben um jene zwei
Prozent angehoben hat – ohne variable Kom po -
nente. Aber das schert die DRV-T nicht. Jetzt
haben sich die Tarifvertragsparteien zunächst auf
eine zweimonatige Fristverlängerung bis zum
Jahresende verständigt. Die Hoffnung stirbt be -
kanntlich zuletzt. W

VON GERD DENZEL

Fast fünf Jahre hatte es gedauert, bis sich ver.di
und die DRV-Tarifgemeinschaft (DRV-T) im Mai

dieses Jahres auf einen neuen Gehaltstarifvertrag
(Fläche) für die Touristikbranche verständigen
konn ten. Möglich wurde dieser Tarifabschluss nur
deshalb, weil ver.di bereit war, einer (zusätzlichen)
variablen Vergütung für den Vertrieb, also die
Reise büros, zuzustimmen. Vereinbart wurde, dass
sich die Tarifvertragsparteien bis zum 31. Oktober
2015 über die einschlägigen Kriterien verständi-
gen müssen. Gelingt dies nicht, verbleibt dieses
zu sätzliche Budget in Höhe von zwei Prozent der
tariflichen monatlichen Entgeltsumme bei den
Un ternehmen.

Wer nun gedacht hatte, die DRV-T bespiele ihr
Lieblingsthema mit Verve, sah sich getäuscht. Bis
kurz vor Fristende war sie außerstande, einen kon-
kreten Vorschlag zu unterbreiten. Jetzt liegt er
endlich auf dem Tisch und enttäuscht auf der gan-
zen Linie. Während ver.di auf eine teambezogene
Umsatzbeteiligung ab dem ersten Euro setzt, for-

Und täglich grüßt
das Murmeltier
Die DRV-T legt ein enttäuschendes Angebot zur variablen Vergütung vor

TOUR IST IK

Unruhe beim
Reiseunter-
nehmen GBT III
Zwei Themen beherrschten die Betriebs ver -

sammlung bei GBT III in Hamburg. Zum einen
haben die Beschäftigten deutlich ihren Unmut
und ihr Unverständnis zum Ausdruck ge bracht,
dass die Geschäftsführung seit knapp einem Jahr
Gespräche mit der ver.di-Tarif kom mis  sion über
einen Haustarifvertrag verweigert. Zum anderen
schauten die Chefs recht irritiert, dass für jeden
Beschäftigen, der in diesem Jahr gegangen ist
und für den es keinen Ersatz gab, ein Platz
 sym bolisch freigehalten wurde – mit einem Luft -
ballon, der mit dem Namen der ausgeschiedenen
Kolleginnen und Kollegen be schrif tet war: eine
kreative Aktion, zur Nachahmung empohlen. W
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wichtig, dass Arbeits- und Gesund heits schutz für alle Beschäftigten
gilt. Inzwischen kommt Bewegung in die Ange legenheit. Wie die
EU-Ver bindungsfrau von ver.di, Anne Karrass, erfahren hat, konn-
ten die Sozialpartner bei einem Treffen Anfang Oktober die
Kommission und ihren juristischen Dienst mit guten Argu menten
dazu bringen, ihre ablehnende Haltung zumindest noch einmal zu
überdenken.

Bis Ende November könnte dann ein überarbeiteter Text einge-
reicht werden. Regina Richter vertritt ver.di im Sektoralen Sozialen
Dialog und geht davon aus, dass die Kommission grünes Licht gibt
und die Vereinbarung in der nächsten regulären Plenarsitzung am
1. Dezember unterzeichnet werden kann. Angesichts der jahre -
langen Verzögerung und der Hin halte taktik der Kommission wäre
dann endlich der Rahmen für eine EU-weite Verbesserung der
Arbeitsbedin gungen geschaffen. W

Walter Lochmann

Im Rahmen des Sektoralen Sozialen Dialogs haben sich die
Sozialpartner im Friseurgewerbe im April 2012 auf eine europäi-

sche Rahmen vereinbarung zum Thema Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz geeinigt. Dabei geht es hauptsächlich um das Thema
Allergie, die Risiken der verwendeten Materialien, Maßnahmen, die
die Haut und Atemwege schützen sowie die Notwendig keit, ausrei-
chend Platz und Belüftung in den Friseur salons zu schaffen, in de -
nen chemische Sub  stanzen gemischt und verwendet werden. 

Die Vereinbarung wurde entgegen der Pla nungen immer noch
nicht in europaweit gültiges Recht umgewandelt, weil die Kom -
mission mit immer neuen Bedenken aufwartet – neuerdings äußert
sie rechtliche Bedenken wegen der Einbeziehung von Selbst -
ständigen in ein Sozial partnerabkommen. Für ver.di ist klar, dass die
Ver einbarung für Selbstständige gelten muss, wenn deren Tätig -
keiten Auswirkungen auf die Ge sundheit oder das Wohlbefinden
der An ge stellten im gleichen Salon haben, Darüber hinaus ist es

Abschluss in Sicht
Kommen endlich Fortschritte beim Arbeitsschutz für Friseurinnen?

sundheitsgefährdungen in den Bereichen Hauterkrankungen und
Muskel-Skelett-Erkrankungen. Hierzu haben wir im Rahmen des
Sozialen Dialogs mit den Arbeitgebern umfassende Rege lungen zur
Prävention und zum Arbeitsschutz erarbeitet.“ W

Redaktion db-Report

Eine Friseurin, die in „High Heels“ arbeitet, bebildert eine Publi -
kation der Europäischen Union, die sich dem Thema bessere

Regulation und Transparenz widmet. Nach Ansicht von UNI Europa
und dem Arbeitgeberverband für das Friseurhandwerk verspottet
diese Zeichnung die weit fortgeschrittenen Arbeiten der Sozial -
partner zum Thema Arbeitsschutz.

In einem gemeinsamen Schreiben an den Kommissions präsi -
denten Juncker und die zuständige Kommissarin Thyssen fordern
Oliver Roethig (UNI Europa) und Jef Vermeulen (Präsident Coiffure
EU), dass diese Grafik zurückgezogen wird. ver.di schließt sich die-
ser Forderung an. Diese Grafik suggeriere, im Arbeitsschutz würde
das Thema „High Heels“ geregelt und die meist weiblich Beschäf -
tigten könnten ihrer körperlich anstrengenden Tätigkeit mit Aus -
gehschuhen nachgehen. Statt die von den Gewerkschaften und
Arbeitgebern erkannten Probleme ernst zu nehmen und eine ent-
sprechende EU-Richtlinie zu verabschieden, mache die EU-Kommis -
sion nachgewiesene Risikofaktoren eines klassischen Frauenberufs
unter dem Motto „small things“ (Kleinigkeiten) lächerlich. „Das
Gegenteil ist der Fall“, sagt ver.di-Sekretär Walter Lochmann, „die
Kolleginnen und Kollegen haben erhebliche Belastungen und Ge -

Haare schneiden
auf High Heels?
EU-Publikation zieht Friseurhandwerk 
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tische Begleitung letztlich zur Vernichtung preiswerten Wohnraums
führen und Menschen mit geringem Einkommen in die Woh nungs -
losigkeit verdrängen. So sei die Zahl der für Azubis oder ALG-II-
Empfänger bezahlbaren Wohnungen, die über Immo-Scout ange-
boten wurden, in den vergangenen Jahren deutlich gesunken. In
einzelnen Städten, wie Freiburg oder Ingolstadt, gibt es für sie
keine An gebote mehr.

In der Angebotsknappheit sieht Holm ein Marktversagen, das
die Monopolstellung der Immobilienbesitzer gegenüber den (po -
ten tiellen) Mietern stärkt. Die Politik der knappen öffentlichen
Kassen führe zu einem Staatsversagen bei der Versorgung der
Bevölkerung mit bezahlbarem Wohnraum. Holm sprach von
„Markt ekstase“ als internationalen Trend. Hierzu ein Beispiel: 1997
ging ein Mehrfamilienhaus in Berlin-Mitte für 700.000 Euro über
den Tisch, nach zwei weiteren Verkäufen zu 3,5 Millionen und 5,7
Millionen Euro wurde es letztlich in Eigentumswohnungen aufge-
teilt, für zusammen 8 Millionen Euro veräußert, und zwar ohne
nennenswerte Sanierungen. Als Ausweg fordert Holm neue Wohn -
bauprogramme, deren Wohnungen dauerhaft im Besitz der Öffent -
lichkeit bleiben. Die bisherigen Förderprogramme für den sozialen
Wohnungsbau seien lediglich „Wirtschaftsförderung mit sozialer
Zwischennutzung“ gewesen.

Holm fordert eine „Neue Gemeinnützigkeit“, deren Träger die
kommunalen Wohnungsgesellschaften, alternative Wohn bau -
träger oder (neue) Genossenschaften sein können. Interessant ist in
diesem Zusammenhang, dass die Stadt Dresden, um schuldenfrei
zu werden, mittlerweile über die Neugründung einer städtischen
Wohnungs gesellschaft nachdenkt. Dresden hatte als erste Stadt die
städtische Wohnungsgesellschaft verkauft, um Schulden zu til gen.
Letztlich müsse die Versorgung der Bevöl kerung mit preiswertem
und menschenwürdigem Wohnraum der Marktlogik entzogen wer-
den.

Andrea Becker, Leiterin des für die Wohnungswirtschaft zustän-
digen ver.di Fachbereiches 13 in NRW, die aufgrund der Kritik ein-
geladen worden war, zeigte auf, dass die Lösung der Probleme
nicht allein im „neutralen“ Neubau von Mietwohnungen bestehe.
Vielmehr spiegelten die Probleme der Beschäftigten in den großen
privatisierten Wohnungsgesellschaften nur die Probleme der
Mieter/innen. Unternehmen wie Vonovia senken die Kosten nicht
allein auf Kosten der Mieter, sondern auch auf der der Be schäf -
tigten. Tarifflucht und Lohndumping sind hier zu nennen. Auch
Andrea Becker sieht die Notwendigkeit der Stärkung des öffentli-
chen Sektors, Stichwort „Neue Gemeinnützigkeit.“

Andrea Beckers wohnungspolitischer Beitrag hat vermittelt, wie
notwendig die Teilnahme von ver.di am Bündnis gewesen wäre.
Nur ver.di kann die Interessen der Mieter und der Beschäftigten ver-
knüpfen. W

VON JÖRG SCHLEDORN

Unter dem Motto „Umdenken – Gegenlenken“ zog der DGB
Mitte Oktober eine Bilanz des „Bündnisses für bezahlbares

Wohnen.“ Nachdem das Thema Wohnungsnot im Bundes tags -
wahlkampf 2013 eine prominente Rolle gespielt hatte, hatten sich
verschiedene Akteure zu diesem Bündnis zusammengeschlossen:
Bundesregierung, Haus und Grund, Teile der Wohnungs wirtschaft,
die Bauwirtschaft, Mieterbund, Verbraucherzentrale, DGB und IG
BAU. ver.di als Gewerkschaft der Beschäftigten in der Wohnungs -
wirtschaft blieb außen vor. Dies wurde auf dem ver.di-Bundes -
kongress scharf kritisiert.

Die Große Koalition versucht, mit der Mietpreisbremse und der
Änderung der Maklerordnung den Wohnungsmarkt mieterfreund-
licher umzugestalten. Die Gelder für den sozialen Wohnungsbau
wurden deutlich aufgestockt. Um nur den Bedarf zu decken, müss-
ten allerdings jährlich 400.000 neue Mietwohnungen in Deutsch -
land gebaut werden. Tatsächlich sind es deutlich weniger, das
Wohnungsbauministerium sieht die Lücke bei mindestens 130.000
nichtgebauten Wohnungen.

Das Bündnis für bezahlbaren Wohnraum hatte sich an Fragen,
wie dem Abbau unnötiger Bauvorschriften, von denen es in
Deutsch    land 20.000 gebe, abgearbeitet. 

Letztlich sind in den Wachstumsregionen Deutschlands, in der
Rheinschiene, den Universitätsstädten, in Hamburg, Berlin, Mün -
chen, Frankfurt oder Stuttgart die Probleme der Wohnungs suchen -
den ungelöst.

Der DGB hatte nun den Berliner Stadtsoziologen Andrej Holm
eingeladen, die Probleme des Wohnungsmarktes zu beleuchten.
Anhand vieler Beispiele zeigte er, dass planerisch erwünschte „Auf -
wertungsprozesse“ in vernachlässigten Stadtteilen ohne sozialpoli-

Neue Gemeinnützigkeit
Der DGB hat eine Bilanz des Bündnisses für bezahlbares Wohnen gezogen –

und ver.di eingeladen

WOHNUNGSWIRTSCHAFT
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Branchen größen zum Teil deutlich unter sieben Euro bezahlt haben.
Die Angleichung der Löhne führt nun zu Neugründungen oder
Übernahmen in den alten Ländern. So hat der drittgrößte Dienst -
leister, die buw-Unternehmensgruppe, in diesem Jahr insgesamt
vier Callcenter in Nordrhein-Westfalen eröffnet oder übernommen.

Was wird die Zukunft bringen? Eine erste Erhöhung des Min -
destlohns ist bereits Anfang 2017 möglich. Dies ist auch wichtig,
denn Altersarmut wird trotz der Einführung des Mindestlohns auf
Millionen Arbeitnehmer/innen zukommen. Daher fordert ver.di im
nächsten Schritt die kurzfristige Anhebung des Mindestlohns auf
zehn Euro pro Stunde. Doch das wird nicht ausreichen. Um das
Niveau der Grundsicherung zu erreichen, benötigt ein vollzeitbe-
schäftigte/r Arbeitnehmer/in einen Stundenlohn von 11,50 Euro –
wie unlängst die Bundesregierung bei der Beantwortung einer klei-
nen Anfrage im Bundestag einräumte.

Allerdings werden schon jetzt weitere Möglichkeiten zur Lohn -
absenkung ins Spiel gebracht. Vor dem Hintergrund der Kriegs -
flüchtlingsdebatte fordern manche Arbeitgeber und Politiker hier
die Abschaffung des Mindestlohns, da dies die Integration der
Flüchtlinge vereinfache. Allerdings kann der wieder einsetzende
Wettlauf um den geringsten Lohn nicht gut für das soziale Klima in
Deutschland sein. W

Für Fragen zum Mindestlohn hat der DGB eine eigene Hotline
eingerichtet. Zum Festnetztarif unter 03 91/408 80 03 erfolgt die
Beratung auch fremdsprachig.

VON CHRISTIAN SZEPAN

In unserem Fachbereich sind vielfältige Branchen organisiert. Da -
her gilt er auch als „ver.di im Kleinen.“ Niedrig sind leider fast

schon traditionell die Entgelte in vielen dieser Berufe. Der vergan-
genes Jahr eingeführte bundeseinheitliche und allgemeine Min -
destlohn von 8,50 Euro pro Stunde hat allein in unserem Fach -
bereich in zehntausenden Fällen zu deutlichen Lohnsteige rungen
geführt.

Friseur/innen waren in der DDR besonders angesehen und oft-
mals privilegiert. Die Folge waren eine gute Bezahlung und begehr-
te Arbeitsplätze. Nach der Wiedervereinigung erfolgte der Absturz.
Massive Kaufkraftverluste setzten ein, und dieses Handwerk zählte
nun zu den am schlechtesten bezahlten. Originell waren oft nur
noch die haarsträubenden Namen der Salons, nicht die Höhe der
Entgelte. Bereits Mitte 2013 gelang es ver.di unter der Ver hand -
lungsführung Ute Kittels, die schlimmsten Dumpinglöhne zu ver-
hindern. Bei den Friseur/innen gilt seit zwei Jahren der tariflich vor-
gezogene Mindestlohn – wenn auch anfangs mit leichten Ab -
strichen. Und die Kassandra-Rufe erfüllten sich nicht: Die Kurzaus -
flüge für einen Haarschnitt nach Polen oder Tschechien blieben aus,
die Preise stiegen nur moderat, traditionelle kleinere Betriebe wur-
den überwiegend gestärkt.

Auch in der Zeitarbeit nahm ein Tarifvertrag in den Vorjahren
den allgemeinen Mindestlohn im Wesentlichen schon vorweg. Zwar
liegen die untersten Entgelte bis Ende Mai 2016 nur bei mindestens
8,20 Euro (Ost), aber in vielen Fällen deutlich höher. Dazu kommen
zusätzliches Weihnachts- und Urlaubsgeld.

Leider gruppieren viele Verleiher die Kolleg/innen deutlich zu
niedrig ein und zahlen daher zu wenig. Wird die/der Beschäftigte
beispielsweise in seinem Lehrberuf eingesetzt, so erhält er minde-
stens knapp zehn Euro Stundenlohn (10,98 Euro West).

Besonders hervorzuheben ist die Allgemeinverbindlichkeit: Da -
nach sind auch ausländische Leiharbeitnehmer/innen – besonders
aus Osteuropa – nach den entsprechenden Lohnstufen zu bezah-
len. Das Entgeltgefälle über Staatsgrenzen hinweg kann legal nicht
ausgenutzt werden.

Im Wach- und Sicherheitsgewerbe wird die Wirkung des Min -
dest lohns auch von der Arbeitgeberseite anerkannt. Bereits im Mai
2014 erklärte der Präsident des Unternehmerverbandes, bundes-
weit würden fünfzig Prozent der Beschäftigten vom Mindestlohn
von 8,50 Euro profitieren.

Nach einer Umfrage unter den ver.di-Mitgliedern bei den größ-
ten unabhängigen Callcenter-Dienstleistern nützt der Mindestlohn
der Mehrheit der Beschäftigten. Dies gilt besonders für die Kol -
leg/innen in den neuen Bundesländern, in denen auch seriöse

Geht doch
Der Mindestlohn ist ein Erfolgsmodell. Nun gilt es,

ihn auszubauen und anzupassen.
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VON BERND LOHRUM

Die Wahl der Mitglieder des Bundesvorstands
ist vordergründig die wichtigste Aufgabe der

Delegierten des Bundeskongresses. Schließlich
repräsentieren die gewählten Bundesvorstands -
mit glieder ver.di nach innen und nach außen.
Doch überlassen die Delegierten dem Bundes vor -
stand keine weiße Fläche; tatsächlich be stimmt
der Bundeskongress den Rahmen, innerhalb des-
sen der Bundesvorstand politisch agieren kann.

Diesen politischen Rahmen bilden die Be schlüs -
se des Kongresses. Die Anträge dazu kommen
aus den verschiedensten Teilen von ver.di. So hat
auch unser Fachbereich mit seinen Anträgen an
den Kongress versucht, diese Leitlinien mit zu ge -
stalten. Exemplarisch sollen einige Anträge des
Fach bereichs und das Ergebnis der jeweiligen An -
trags beratung vorgestellt werden.

Ausweitung des Streikrechts

Mit der Ausweitung des Streikrechts beschäftigt
sich der Antrag K 001. ver.di soll sich dafür einset-
zen, dass politische Streiks in Deutschland zuläs-
sig werden. Gerade haben wir erlebt, wie schnell
erkämpfte Arbeitnehmerrechte wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungen zum Opfer fallen. Daher
sehen wir uns in der Pflicht, auch dieser Politik an -
gemessen entgegenzutreten. 

Der Antrag wurde als Arbeitsmaterial zur
Weiter leitung an den Bundesvorstand angenom-
men.

Erweiterung der Mitbestimmung 

Die Erweiterung der Mitbestimmung durch Ab -
senkung der Schwellenwerte zur Wahl von Ar -
beit nehmer/innen im Aufsichtsrat ist das Be gehr
der Anträge C 011 und C 012. Grund für die Her -
ab setzung der Schwellenwerte ist der Trend, dass
zunehmend Arbeitgeber ihre Tätigkeiten in
Tochtergesellschaften auslagern. Diese Tochter -
ge sell schaften werden von der Unternehmens -
größe so ausgestaltet, dass die bisher gültigen
Schwellenwerte nicht erreicht und somit Arbeit -
nehmervertreter/innen in den Aufsichts räten ver-

hindert werden. Die beiden An träge wurden vom
Kongress zusammengefasst und angenommen.

Gegen Tarifeinheit

Zu spät kam der Antrag des Fachbereichs mit dem
Titel „Verhinderung der Einschränkung des
Streik rechts durch die sogenannte Tarifeinheit“
mit der Antragsnummer B 074. Zwischenzeitlich
hat das sogenannte Tarifeinheitsgesetz den Bun -
destag passiert und ist Realität geworden; der
Antrag hat sich damit erledigt.

Satzung menschlicher gestalten 

„Erledigt durch Praxis“ beschloss der Bundes kon -
gress zu unserem Antrag „Satzung menschlicher
gestalten“ mit der Antragsnummer N 023. Un -
sere Forderung darin lautet, dass die ver.di-Sat -
zung so geändert wird, dass sie nicht mehr ver-
hindert, dass Menschen ohne geregelten Auf -
enthaltsstatus oder deutsche Arbeitserlaubnis
Mit   glieder in ver.di werden können. 

Nur einer unserer Anträge wurde vom Kon -
gress abgelehnt. Der Antrag „Luftverkehr steuern
– Arbeitnehmerwohl stärken“ mit der Nummer V
044 formulierte sein Ziel wie folgt: ver.di bekennt
sich dazu, dass Steuern und Abgaben im Luft -
verkehr den Bürger/innen dienen und einen sinn-
vollen, regulierenden Effekt haben. ver.di setzt
sich dafür ein, dass die Bevorzugung des Luft ver -
kehrs vor anderen Verkehrsträgern (zum Beispiel
keine Mehrwertsteuer, keine Be steuerung der
Treib stoffe) schrittweise abgebaut wird. Insbe -
sondere sollen von ver.di-Gremien keine Akti vitä -
ten ausgehen, die die bestehende Luft verkehrs -
abgabe abzuschaffen verlangen oder andere bei
solchen Aktivitäten unterstützen.

Neben den genannten Anträgen wurden elf
weitere Anträge des Fachbereichs vom Kongress
beraten. Teilweise wurden sie mit anderen, gleich-
lautenden Anträgen anderer Antragsteller zusam-
mengefasst und als Arbeitsmaterial an die zustän-
digen Gremien (Bundesvorstand oder Gewerk -
schaftsrat) weitergeleitet. W

Politik braucht 
einen Rahmen
Der Fachbereich 13 hat auf dem Bundeskongress 

mit seinen Anträgen die ver.di-Politik mit gestaltet

INTERNE S
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PERSONALMELDUNGEN

in der Bundesfachgruppe ISF, zudem ist er Mitglied im Landes -
fachbereichsvorstand Hessen und im Bezirksfach bereichs vorstand
ver.di-Nordhessen. Von 2011 bis 2015 war der engagierte Gewerk -
schafter außerdem Mitglied im Gewerkschaftsrat von ver.di.

Mit seiner Arbeit im Präsidium will er die Interessen des Fach -
bereichs sowie der Fachgruppe ISF erfolgreich in ver.di vertreten.
„Dazu gehört für mich auch, positiven Einfluss auf die Ge staltung
der Arbeitsbedingungen in den Branchen des Fach be reichs und
auf die Sozial- und Rentenpolitik zu nehmen“, so Hartmut Hoff -
mann. Hartmut Hoffmann wohnt in Baunatal in Nordhessen, er
ist Witwer und hat zwei erwachsene Töchter und eine Enkel -
tochter. W                      Uta von Schrenk

Hartmut Hoffmann vertritt im
neu  en Präsidium des Fach be -

reiches 13 die Fachgruppe Immobi -
lien, Sicherheit, Facility (ISF). Der
60-jährige gelernte Heizungs- und
Lüftungsbauer und Immobilienkauf -
mann arbeitet in einem Wohnungs -
unternehmen in der Be stands be wirt -

schaftung. Er ist seit 38 Jahren in der Gewerkschaft und in vielen
ehrenamtlichen Funktionen aktiv, er war bis 2014 Be triebs rat in
seinem Unternehmen – 20 Jahre lang. Seit der ver.di-Gründung ist
er im Fachbereich 13 Mitglied im Bundes fach bereichs vorstand und

Hartmut Hoffmann

rates. Als aktiver Gewerkschafter war er 2009 an der Wieder -
belebung der ver.di-Betriebsgruppe beteiligt und wurde Listen -
führer der ersten ver.di-Liste bei Be triebsratswahlen der Un ter -
nehmensgeschichte. Die derart aktive Präsenz von ver.di im
Unternehmen war neu. Sein dickes Fell und seine ruhige, beson-
nene Art ist bei Konflikten für ihn ein Schutz vor Stress. 

Die Beteiligung und Information der Be schäftigten zu ver.di-
und Betriebsratsthemen, die Verbesse rung der Arbeits bedin gun -
gen und der Lebensqualität der Kolleg/innen stehen für Philipp im
Vordergrund seiner Arbeit. Ein weiteres Aushöhlen von sozialen
Errungenschaften ist für ihn ein No-Go. Da er selbst einige Jahre
in Botswana gelebt hat, ist ihm Inte gration ohne Aufgabe der
eigenen Identität ein großes An liegen. W Annemarie Dinse

Philipp Schumann ist seit der Kon -
ferenz des Bundesfach be reiches

13 im März 2015 Mitglied im Prä -
sidium des Fachbereichs vorstan des
für die Bundesfach gruppe Touristik
Freizeit Wohlbefinden. Bisher brach-
te er sich in der Landes fachgruppe
Touristik in Hessen und in der Be -

triebsgruppe ein. Philipp ist 43 Jahre, verheiratet und hat zwei
Kinder. Er arbeitet als Informatiker bei Thomas Cook neben seiner
Tätigkeit als Betriebsrat und Vor sitzender des Gesamt betriebs -

Philipp Schumann

seit über zehn Jahren. 2010 wurde Mathias Venema dann haupt-
amtlicher Gewerkschafts sekretär im Fachbereich Besondere
Dienst leistungen. Als wichtigste Herausforderung sieht Mathias
Venema die Bekämpfung  prekärer Beschäftigung und schlechter
Bezahlung: „In unserem Fach bereich haben wir mit der Leih arbeit,
dem Sicherheits ge werbe und dem Friseurhandwerk die einschlägi-
gen Bereiche. Hier muss es darum gehen, substantiell zu verbes-
sern und abzusichern“, sagt Mathias Venema. Durch seine lang-
jährige ehren- und hauptamtliche Tätigkeit kennt er den Fach -
bereich in all seinen Facetten und steht für Kontinuität. W 

Uta von Schrenk

Der neue Leiter des Fachbereichs
Besondere Dienstleistungen bei

ver.di Hessen heißt Mathias Venema.
Vor seinem Wechsel in das Haupt -
amt bei ver.di war der 43 Jahre alte
Politikwissenschaftler unter anderem
als empirischer Sozialforscher für das
Marktforschungsunternehmen Mar -

plan tätig. Dort war er auch langjähriger Vorsitzender des Be -
triebsrates. Für die Gewerkschaft engagiert sich Mathias Venema

Mathias Venema

Gewerkschaft ist er seit dem Studium – zunächst in der GEW, spä-
ter in der hbv, dann bei ver.di. Im Fachbereich ist Stephan Tregel
seit ver.di-Gründung engagiert, zunächst als Sprecher einer Fach -
gruppe des FB 13. 

Zu seiner Arbeit im Präsidium sagt er: „Ich sehe es als Aufgabe
von Gewerk schaf ten, den einzelnen Arbeitnehmer gegen die
Über  griffe des Kapitals zu verteidigen, ihm wenigstens ein Mini -
mum an menschenwürdigen Lebens- und Arbeits bedingungen zu
sichern. Dieses Ziel kann nicht auf betrieblicher Ebene allein er -
reicht werden. Nur der Zusammen schluss mit/zu überbetrieblichen
Organisationen eröffnet die Möglichkeit, im einzelnen Betrieb als
Verhandlungspartner ernst genommen zu werden.“ Stephan Tre -
gel lebt mit seiner Familie in München. W             Uta von Schrenk

Stephan Tregel ist seit März 2015
Mitglied im Präsidium des Fach -

bereichsvorstandes, er vertritt die
Fach gruppe Forschung, Kommunika -
tion/Sachverständige, Verbände. Der
55-jährige Diplomvolkswirt und pro-
movierte Politologe arbeitet als
Studienleiter bei dem Marktfor -

schungs institut TNS Infratest Mün chen. Stephan Tregel ist schon
seit langem gewerkschaftlich aktiv. 1994 gründete er einen Be -
triebsrat bei der Infratest Wirt schaft s forschung, und Mitglied der

Stephan Tregel
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Ich möchte Mitglied werden ab 

Geburtsdatum 

Geschlecht  weiblich  männlich

Titel / Vorname / Name

Straße Hausnummer

 
PLZ  Wohnort

 

Staatsangehörigkeit

Telefon

E-Mail

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
Gläubiger-Identifikationsnummer: 
DE61ZZZ00000101497
Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt.

SEPA-Lastschriftmandat
Ich ermächtige ver.di, Zahlungen von meinem Konto 
mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
mein Kreditinstitut an, die von ver.di auf mein Konto 

BIC   

 
IBAN 

Ort, Datum und Unterschrift

Datenschutz
Die mit diesem Beitrittsformular erhobenen personenbezogenen Daten, deren Änderungen und Ergänzungen werden ausschließlich gem. § 28 Abs. 9 Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG) erhoben, verarbeitet und genutzt. Sie dienen dem Zweck der Begründung und Verwaltung Ihrer Mitgliedschaft. Eine Datenweitergabe an Dritte erfolgt 
 ausschließlich im Rahmen dieser Zweckbestimmung und sofern und soweit diese von ver.di ermächtigt oder beauftragt worden sind und auf das Bundesdatenschutzgesetz 
verpflichtet wurden. Ergänzend gelten die Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes in der jeweiligen Fassung.

Titel / Vorname / Name vom/von Kontoinhaber/in (nur wenn abweichend)

Straße und Hausnummer

PLZ Ort 

 

Ort, Datum und Unterschrift 

Beschäftigungsdaten 
 Arbeiter/in  Beamter/in  freie/r Mitarbeiter/in 
 Angestellte/r  Selbständige/r  Erwerbslos

 Vollzeit 
 Teilzeit, Anzahl Wochenstunden: 

 Azubi-Volontär/in-   Schüler/in-Student/in
 Referendar/in  (ohne Arbeitseinkommen)

bis
 

bis

 Praktikant/in  Altersteilzeit 

bis
 

bis

 ich bin Meister/in-  Sonstiges:
 Techniker/in-Ingenieur/in

 

Bin/war beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße Hausnummer

 
PLZ Ort

 
Branche

ausgeübte Tätigkeit

monatlicher Lohn- / Gehaltsgruppe Tätigkeits- / Berufsjahre 
Bruttoverdienst o. Besoldungsgruppe o. Lebensalterstufe 

€
  

Ich war Mitglied in der Gewerkschaft

von
 

bis

Monatsbeitrag in Euro

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Satzung pro Monat 1 % des regelmäßigen 
monat li chen Brutto  verdienstes, jedoch mind. 2,50 Euro. 

Ich wurde geworben durch: 
Name Werber/in

Mitgliedsnummer

0 1 2 0

Nur für Lohn- und Gehaltsabzug! 
Personalnummer

Einwilligungserklärung zum Lohn-/Gehaltsabzug in bestimmten Unternehmen:
Ich bevollmächtige die Gewerkschaft ver.di, meinen satzungsgemäßen Beitrag bis auf Wider-
ruf im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren bei meinem Arbeitgeber monatlich einzuziehen. Ich er-
kläre mich gemäß § 4a Abs.1 und 3 BDSG einverstanden, dass meine  diesbezüglichen Daten, 
deren Änderungen und Ergänzungen, zur Erledigung aller meine Gewerkschaftsmitgliedschaft 
betreffenden Aufgaben im erforderlichen Umfang verarbeitet und genutzt werden können.

gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich  
kann innerhalb von acht Wochen, beginnend  mit  
dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten  
Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit  meinem  
Kreditinstitut verein barten Bedingungen.

Zahlungsweise 
 monatlich  vierteljährlich

  

  zur Monatsmitte
 halbjährlich  jährlich  zum Monatsende
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